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1.

2.
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4.

für Recht erkannt:

Der Beklagte wird verurteilt, die Kfägerin von Anwaltskosten in dieser Sache in

Höhe von 281,30 EUR freizustellen.

Der Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin 1.212,00 EUR nebst Zinsen in Höhe

von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz hieraus seit

19.05.2019 zu zahlen. lm ÜUrigen wird die Klage abgewiesen.

Der Beklagte trägt die Kosten des Rechtsstreits.

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.

Beschluss:

Der Streitwert wird aut 1.493,30 EUR festgesetzt.

Tatbestand

Am 02.10-2016 ,13.16 h wurde das Computerspiel ,Bausimulator 2015" über einen Internet-

anschluss über ein Filesharing-System mittels eines Computerprogrammes jedem Teilneh-

mer an dem sogenannten Tauschbörsensystem über das lntemet kostenlos angeboten in der

Form, dass Dritte den Film als Datei im Internet herunterladen und sich abspeichern konnten.

Somit wurde das Spief welhry.gj! offeltlich31rganglich gemacht. Die vgl,$e1 tgägerin veranlass-

ten Ermittlungen über den Inhaber dieses Internetanschlusses ergaben, dass dieser dem h-
kfagten zuzuordnen sei. Vier weitere gleichartige Verstöße hat die Klägerin für den Folgetag

zwischen 1.18h und 20.45 h ermittelt für den Anschluß des Beklagten unter 2 versch.

lP-Adressen.

Mit Abmahnschreiben vom 11.10.2016 wurde der Beklagte aufgefqrdert die Rechtsverletzung

des öffentlichen Angebotes zum kostenlosen Zugriff auf diese Spieldat ei zu unterlassen. Das
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öffenliche Angebot von Spieldateien über Filesharing-Systeme setä das Vorhandensein eines

entsprechenden Computerprogramms auf dem Computer des jeweiligen Anbieters voraus.

Die Kägerin träqfr vor,

die von ihr veranlassten Ermittlungen über die Personen des Anschlussinhabers des Internet-

anschlusses über welchen die Rechtsverletzungen begangen wurden, seien zutreffend. Die

Rechtsverletzung sei damit über den Intemetanschluss des Beklagten begangen worden. Es

sei daher davon auszugehen, dass der Beklagte diejenige Person gewesen ist, die das Spiel

zum Herunterladen für Jedermann auf seinem Computer bereitgestellt hat. Eine Tatbegehung

durch weitere auch im Haushalt des Beklagten lebende Personen wird bestritten.

Dem Abmahnschreiben der Klägerin sei ein Streitwert von 2212 Euro zu Grunde zu legen. Der

Klägerin sei darüber hinaus ein Schaden von bis zu 1212 Euro dadurch entstanden, dass das

Spiel weltweit zugänglich gemacht und angeboten worden ist. Die Klägerin sei Inhaberin sämt-

licher Venruertungsrechte für das Werk auf dem Gebiet Deutschlands.

Die Kägerin beantragt.

Die Beklagte zu verurteilen, die Klägerin von Anwaltskosten in Höhe von 281,30 EUR

freizustellen.

Die Beklagte zu verurteilen, an die Klägerin einen angemessenen Schadensersatz in

einer nach dem Ermessen des Gerichts zu bestimmenden Höhe, mindestens jedoch in

Höhe von 1 .21Z,OO EUR, zuzüglich Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten überdem Ba-

siszinss aE der Europäischen Zentralbank seit dem 22.10.2016 zu zahlen.

Der Behlagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Er träqfr, hienu vor,

er habe die Rechtsverletzung nicht begangen.

1.

2.
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Der Beklagte bestreitet die Aktivlegitimation. Der Beklagte kenne das Spiel nicht und betreibe

grundsätzlich kein Filesharing.

lm Haushalt des Beklagten habe sich zum damaligen Zeitpunkt noch der minderjährige Stief-

sohn des Beklagten aufgehalten. Dieser habe häufig Computerspiele genutä und eine Zu-

griffsmöglichkeit auf das Wlan-Netzwerk des Haushaltes gehabt. Dieser sei auch durch seine

Mutter sowie durch den Beklagten ausreiehend instruiert worden, dass er keine urheberrechts-

verleEende Inhalte runterladen dürfe. Der Beklagte selbst nuEe das Intemet nur zu geschäftli-

chen Zwecken.

Wegen des weiteren Sach- und Steitstandes wird auf die in der Akte befindli -

chen SehriftsäEe verwiesen.

Die zulässige Klage ist begründet.

Der Klägerin steht gemäß $$ 99,97 a Urheberrechtsgesetz i.V.m. S 823 BGB sowie $$ 19a,

16 und 85 Urheberrechtsgesetz ein Schadensersatzanspruch in der im Tenorgenannten Hö-

he zu ftir die ungenehmigte und öffentliche Verbreitung eines urhebenechtlich geschützten

Spieles, dessen Rechteinhaber die Klägerin ist. Die Aktivlegitimation der Klägerin ist nachge-

wiesen durch die Anlagen K1 (Bl. 57-59 d. A.) .

Der Beklagte war auch als Anschlussinhaber des Intemetanschlusses anzusehen, über den

die RechtsverleEung erfolgt ist. Dies ergibt sich zum einen aus dem konkludenten Sachvor-

trag des Beklagten sein Steifsohn habe die RechtsverleEung begangen. Zum anderen hat der

Beklagte die Richtigkeit und die Zuverlässigkeit entsprechender Ermittlungen nicht plausibel

bestritten.

Nach ständiger höchstrichterlicher Rechtssprechung ist auch davon auszugehen, dass bei ei-

ner mehrfachen Feststellung gleichgelagerter Rechtsverstöße, welche im Ergebnis auf den
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identischen Internetanschluss hinweist, hier den Anschluss des Beklagten, die technische Er-

mittlung des Internetanschlusses zutreffend durchgeführt wurde. Bei Auftreten technischer

Fehler wäre vielmehr davon auszugehen, dass dann beliebige und wahllose Ergebnisse mit

unterschiedlichen Internetanschlüssen festzustellen wären. lm vorliegenden Fall wurde jedoch

die Ermittlung zu 5 unterschiedlichen Zeitpunkten durchgeführt, wobei jedes mal der Internet-

anschluss des Beklagten ermittelt wurde. Hieraus ergibt sich somit, dass keine Zweifel an der

technischen Richtigkeit der durchgeführten Anschlussfeststellung bestehen.

Vielmehr geht das Gericht somit davon aus, dass andere Personen den Urheberrechtsverstoß

nicht begangen haben sondern vielmehr der Beklagte selbst. Unter Berücksichtigung der stän-

digen Rechtssprechung des Bundesgerichtshofs aus den Entscheidungen vom 12.05.2010

("Sommer unseres Lebens") sowie vom 15.11.2012 ("Morpheus") sowie vom 08.01 .2014

("Bearshare") ,vom 12.5.2016 ("Everytime we touch") , vom 11.6.2016 ("Tauschbörse 1-3")

,6.10.16 /"Afterlife") und 30.3.17 ("Loud") ist davon auszugehen, dass der Beklagte als An-

schlussinhaber die sekundäre Darlegungslast trägt. Dieser entspricht er dadurch, dass er im

Rahmen des Zumutbaren auch Nachforschungen anstellt und einen alternativen Geschehens-

ablauf wahrscheinlich erscheinen lässt, aus dem sich ergibt, dass allein ein anderer die

Rechtsverletzung begangen haben könnte.

Nach der herrschenden Rechtsprechung besteht eine widerlegliche Vermutung zu Gunsten

der Klägerin, dass diese Person für die Rechtsverletzung verantwortlich ist, der der jeweilige

lnternetanschluss auch zum Tatzeitpunkt zuzuordnen war (vgl. BGH, Urt. v. 12.05.2010, Az.:l

ZR 121108). Der Beklagte hat daher die ernsthafte Möglichkeit elnes abweichenden Gesche-

hensablaufes darzulegen, der von den o.g. Erfahrungssatz der Lebenserfahrung abweicht.

Der Sachvortrag der bloßen und theoretischen Zugriffsmöglichkeit Dritter auf den genannten

Internetanschluss reicht hierzu nicht aus. Vielmehr ist ein konkreter Sachvortrag, sowohl be-

zogen auf die genannten Tatzeitpunkte als auch bezogen auf das allgemeine Benutzerverhal-

ten, erforderlich.

Dies ergibt sich insbesondere auch aus der aktuellen Rechtsprechung des Bundesgerichtsho-

fes im Urteil vom 11.06.2015 (Pe.. I ZR 75114). Hiernach genügt der Inhaber eines Internetan-

schlusses sei der sekundären Darlegungslast dann nicht, wenn er lediglich pauschal die theo-

retische Möglichkeit des Zugriffs von den in seinem Haushalt lebenden Dritten auf seinen Inter-
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netanschluss behauptet. Vielmehr sind konkrete Anhaltspunkte aufzuzeigen, die auf einen ab-

weichenden Geschehensablauf in Form der Alleintäterschaft eines Dritten deuten. Die aus-

schließlich theoretische Möglichkeit, dass die Rechtsverletzung nicht durch den Beklagten,

sondern auch durch eine andere Person erfolgt sein könnte, reicht nicht aus, um die den Re-

geln des Anscheinsbeweises folgende tatsächliche Vermutung zu erschüttern.

lm vorliegenden Fall hat der Beklagte auch bei Berücksichtigung seines Sachvortrages ledig-

lich pauschal die Möglichkeit in den Raum gestellt, dass eine andere Person die Rechtsverlet-

zung begangen haben könnte. Eigene Wahrnehmungen hat der Beklagte hierzu nicht. Ent-

sprechende Nachforschungen wurden offenbar nicht angestellt.

Zumutbar wäre dem Beklagten gewesen, konkret im Hinblick auf die Abmahnung nach deren

Erhalt bereits bei den anderen Internetnutzern nachzufragen und ein entsprechendes Ge-

sprächsergebnis zu hinterfragen. Auf Beanstandung durch die Klägerin , konnte der Beklagte

jedoch keine Angaben hierzu machen, weswegen davon auszugehen ist, dass entsprechende

zumutbare Nachforschungen durch den Beklagten nicht angestellt wurden.

Über die konkreten Umstände des Aufenthaltsortes zum Zeitpunkt der Rechtsverletzung so-

wie der Internetnutzung der Mitbewohner, sowohl im Hinblick auf die genuEten Geräte als

auch den Zweck der Internetnutzung konnte der Beklagte keine Angaben machen.

Der Beklagte trägt lediglich pauschal vor, das Internet geschäftlich zu nutzen. Weitere Anga-

ben sind nicht erfolgt. Beweismittel sind ebenso nicht angeboten worden. Die Relevanz der

vorgelegten Heiratsurkunde ist nicht erkennbar. Hierbei handelt es sich darüber hlnaus um ei-

ne ausländische Urkunde, die in dieser Form keinen Beweiswert aufweist. Gleiches gilt für die

vorgelegte Anlage B 1.

Es war auch kein Beweis zu erheben durch Einvernahme des von Beklagtenseite angebote-

nen Zeugen. Der Beklagte trägt mehrfach und ausschließlich vor, dass der als Zeuge angebo-

tene Stiefsohn die Möglichkeit zum Internetzugriff im Haushalt des Beklagten gehabt habe.

Dies gilt auch für den Schriftsatz vom 06.11 .2019, in welchem der Beklagte vorträgt, nach sei-

ner Kenntnis habe der Stiefsohn die Rechtsverletzung begangen. Als Sachvortrag hierzu wird
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jedoch ebenso lediglich vorgetragen, dass dieser den Zugriff auf das häusliche Intemetnetz-

werk gehabt habe und Computerprogramme genuEt habe. Der Sachvortrag beruht somit

nicht auf Tatsachen und eigenen Feststellungen, sondern vielmehr lediglich auf einer Annah-

me des Beklagten und dem Umstand, dass dieser die RechtsverleEung begangen haben

könnte. Hierbei wird jedoch wiederholt lediglich dfie rein theoretische Möglichkeit vorgetragen,

dass eine andere Person die Rechtsverletzung auch begangen haben könnte. Konkrete An-

haftspunkte, insbesondere bezogen auf den TaEeitpunkt fehlen. Der Zeuge wird somit letztlich

zu dem Umstand benannt, dass er grundsäElich eine Intemetnutzungsmöglichkeit im Haus-

halt gehabt habe. Dieser Sachvortrag ist jedoch nicht entscheidungserheblich, da er nicht aus-

reichend ist, um der sekundären Darlegungslast des Beklagten nachzukommen- Gleiches

dürfte auch für die Ehefrau des Beklagten gdteni Sachvortrag hiezu fehlt jedoch vollständig.

Dass ausschließlich der Stiefsohn des Beklagfen die Rechtsverletzung begangen haben
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nicht vorgetragen worden.

Das Gericht geht somit vielmehr davon aus, dass der Beklagte die Rechtsverstöße selbst be-

gangen hat.

Der Sachvortrag des Beklagten war somit auclr nicht hinreichend substantiiert. Der Beklagte

hat zwar vorgetragen, dass eine weitere Person den Rechtsverstoß begangen haben könnte.

Der Sachvortrag erfolgt jedoch bewusst wenig konkret . lnwiefern der angebotene Zeuge An-

gaben zu diesem Sachverhalt machen kann, bleibt unklar .Der Umstand, dass dieser generel-

len Zugriff auf den Internetanschluss hatte, ist hingegen nicht beweisbedürftig, da inelevant.

Weitere Beweisangebote sind nicht erfolgt.

Entgegen der höchstrichterlichen Rechtsprechung hat der Beklagte auch nicht ausreichend

zu seiner eigenen Intemetnutzung und zu den im Haushalt bestehenden Verhältnisse im Hin-

blick auf die Intemetnu2ung vorgetragen. In der Klageenriderung findet sich hiezu nichts' Es

sind weder ausreichend vorgetragen wie der Bektagte selbst seinen Computer oder das lnter-

net nutzt, noch wurden konkrete Angaben zum frqglichen Zeitpunkt gemacht. Dies dürfte dem

Beklagten jedoch möglich gewesen sein, da auf die Abmahnung hin genügend Anlass zu

Nachforschungen bezgl. dieses Sachverhaltes bestand'
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Hinsichtfich der streitgegenständlichen Rechtsverletzungen hat der Beklagte seine Täter-

schaft damit nicht hinreichend bestritten.Dör Sachvortrag der Beklagten war somit insgesamt

nicht hinreichend substantiiert.Die mündliche Verhandlung führte zu keinem anderen Ergeb-

nis. Andere Täter, die die Rechtsverletzung begangen haben könnten, hat der Beklagte nur

pauschat benannt ohne weiteren Sachvortrag hiezu.

Die Angaben des Beklagten insgesamt irlhattlich nicht ausreichend und damit wenig glaub-

würdig.

Die reln theoretische Möglichkeit der RechßverleEung durch weitere Personen genügt der se-

kundären Darlegungslast der Beklagten nicht. Der Beklagte muss dabei die Vorgänge im Be-

zug auf die lnternetnutzung in seinem Haushalt schildern, die die Klägerin nicht kennen und

auch nicht ermittän kann. Ohne konkrete chvortrag wäre anderenfalls die DurchseEung

von Ansprüchen eines Urhebers grundsäElich ausgeschlossen, sobald sich im Haushalt

mehrere Personen befinden oder der Anschlussinhaber lediglich pauschal auf die Nutzungs-

mögtichkeit anderer Personen verweisen kann ,ggf. durch unberechtigten Zugriff Dritter (vgl.

zuletzt LG Leipzig, Beschluss vom 23.3.2015,M: 05 S 591114\ Seitens des Beklagten ist

somit kein einzelfallbezogener Sachvortrag zur RechtsverleEung in allen Fällen erfolgrt. Der

Sachvortrag, dass eine Rechtsverletzung durch andere Personen als den Beklagten möglich

ist, wird nicht dadurch erfüllt, dass lediglich die vage und theoretische Möglichkeit von dem Be-

klagten vorgetragen wird. Konkrete Umstände, die eine Rechtsverletzung durch eine andere

Person, als den Beklagte wahrscheinlich erscheinen lassen, ist dabei nicht erfolgt (vgl. OLG

Köfn, Urteil vom 2.8.2013, M 6 U 10/13) .

Dies ergibt sich auch aus der aktuellen Rechtsprechung der örtlich zuständigen Berufungs-

kammer (vgl. Urteil vom 05.06.2014, Az.:0S S 620119).

Aus der Vermutung zu Lasten des Beklagten frir seine Täterschaft ergibt sich somit die Be-

weislast für den Beklagten, Tatsachen nachzuweisen, die einen anderen Geschehensablauf

plausibel erscheinen lassen. Der Anscheinsbeweis wird dabei durch den Nachweis von Tat-

sachen entkräftet aus denen sich ein andener Sachablauf ergibt. Der Beklagte ist dabei nicht

verpflichtet, im Rahmen eigener Nachforsdrungen den Täter der Urheberrechtsverle2ung zu

ermitteln oder entsprechende Nachweise frir eine Täterschaft eines Dritten anzubieten. Der
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Beklagte ist jedoch gehalten, den von ihm selbst vorgeü:agenen Sachverhalt nachzuweisen,

aus dem sich ergäbe, dass alfein ein Dritter d,*e UrhebenechtsverleEung begangen haben

könnte. Atlein aus der theoretischen Nutzungsrnogtichkeit des lntemetanschlusses, noch dazu

ohne Bezug zum konkreten TaEeitpunkt, ergibt sich nicht die ernsthafte Mögllchkeit, dass an-

dere Personen als der Beklagte fur die Rechtsver{eEung in Betracfit kommen.

Eine Beweisaufnahme hatte jedoch aus den o. g. Gründen nicht zu erfolgen.

Daruber hinaus würde der Beklagte auch selbst hi der Tatbegehung durch den benannten

Zeugen wegen Aufsichtspflichtverletzung haften, da der Beklagüe dem Minderjährigen die Inter-

netnutzung überlassen hat, wodurch der von der Klägerin geltend gemachte Schaden entstan-

den ist. Der Beklagte hat hiezu lediglich vorgetragen, den damals Minderjährigen ,,ausrei-

chend instruiert" ztJ haben. Hierbei handelt es sich um keinen konkreten Sachvortrag, insbe-

sondere nicht im Hinblick darauf, dass dem ZeuSpn die Nutzung von Intemettauscftbörsen un-

tersagt wurde und auch die Belehrung in inhaltlbh ausreichender und formal verständlicher

und somit für den Erklärungsempfänger nachvolhiehbarer Form übermittelt wurde. Der Sach-

vortrag hiezu ist unsubstantiiert und nicht berücksichtigungsfähig. Da somit nieht von einer

ordnungsgemäßen Belehrung gegenüber dem Minderiährigen auszugehen ist, beruht der ein-

getretene Schaden auch auf der entsprechenden, zumindest fahrlässig begangenen Pflicht-

verletzung des Beklagten im Hinblick auf die unterlassene Belehrung. Auch insoweit kann

letztlich offen bleiben, ob der benannte Zeuge die Rechtsverletzung begangen hat.

Die Klage ist somit dem Grunde nach, aber auch der Höhe nach begrundet.

Der Klägerin steht ein Anspruch auf KostenercaE der vorgerichtlichen Abmahnung zu. Als

Gegenstandswert der Abmahnung war ein Streitwert in Höhe von 2212 EUR anzunehmen

gem.$97 a Abs.3 S.2 UrhG ugl.der weiteren Scfradensersafforderung zur vorgerichtlichen

Abgeltung aller AnsPrüche.

Die Anwendung dieser Regelung ist gemäß S 97 a Abs. 3 Satz 4 UrhG auch nicht unbillig. Die

Regelung wurde gerade durch den GeseEgeber ftrr Fälle der vorliegenden Art eingeftihrt'
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nachdem die vorherige Regelung des S 9Z a Abs. 2 UrhG sich in der Praxis für untauglich er-

wies. Der Klägerin werden auch keine zusäElichen Anwaltskosten durch diese Regelung auf-

gebürdet da die Klägerin lediglich die nach dieser Vorschrift des aktuellen S 97 a Abs. 3 UrhG

sich ergeöenden Anwaltsgebühren gegen{iber dem Mandanten zu tragen hat. Dementspre-

chend ist auch die Rechtssprechung des OLG Hamm zu dem Thema nicht einschlägig. Es

vedrleibt somit bei der Anwendbarkeit des $ 97 a Abs. 3 UrhG.

Der Klägerin steht darüber hinaus ein Schadensersatzanspruch zu, den die Klägerin im Wege

der Lizenzanalogle ermittelt hat und danach steht der Klägerin ein solcher Schadensersatzan-

spruch zu in der Höe eines Betrages, deut die Klägerin bei redlichem Erwerb der Nutzungsli-

zenz vom U rhebenechtverletzer erhalten hätte.

lm vorliegenden Fall vertreibt die Klägerin keine Nutzungslizenzen zur Bereitstellung vollstän-

diger Spiele über das Internet zu kostenlogen Download frrr Jedermann. Auf der Hand liegend

ist dabei aber, dass bereits beim einmaligen Verkauf einer solchen Lizera und der sich daran

anschließenden rechtmäßigen Verbreitung eines Spieles über das lnternet, Verkaufsmöglich-

keiten des entsprechenden Datenträgers gleicfren Inhaltes nahezu ausgeschlossen wären.

Unter Berucksichtigung dessen, was vemünftige Vertragspartner als Vergütung für eine unbe-

grenzte weltweite und kostenlose Downloadmoglichkeit für ein vollständiges Spiel vereinbart

hätten, ist gem. S 287 ZPO davon auszugehen, dass dieser Betrag nahezu den gesamten fi-

nanziellen Erfolg der Produktion erreichen müsste, so dass der von der Klägerin angenom-

mene Schadensbetrag von 1212 Euro angemessen ist. Das Gericht hat somit im Wege der

Lizenzanalogie die Schadenshöhe auf 1212 Euro geschätzt (vgl. LG Leipzig, aaO).

Aus dem Streitwert der Abmahnung besteht ein Anspruch auf Abmahnkosten in Höhe von

281,30 Euro. Der Klägerin steht ein weiterer Anspruch zu auf Schadensersatz in Form gesetz-

licher Zinsen ab Rechtshängigkeit . Ein früherer Vezugseintritt war nicht erkennbar.

Neb,ner.#scheidung:

SS 708 Nr. 11,711, und 91, g2 Abs.2Zitf .1 ZpO.
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Rechtsbehe lfsbeleh rung :

1 . Gegen dieses Urteil ist das Rechtsmittel der Berufung für jeden zulässig, der durch dieses Urteil in sei-

nen Rechten benachteiligt ist, wenn der Wert des Beschrnerdegegenstandes 600 € übersteigt. Der Wert

des Beschwerdegegenstandes ist glaubhaft zu machen.

Die Berufung muss binnen einer Notfist von einem Monat nach Zustellung dieses Urteils schriftlich oder

in der weiter unten näher beschriebenen elektronischen Form beim Landgericht Leipzig, Harkortstraße 9,

A4107 Leipzig eingegangen sein.

Die Berufungsschrift muss die Bezeichnung des Urteils, gegen das die Berufung gerichtet wird, sowie die

Erklärung, dass gegen dieses Urteil Berufung eingelegt werde, enthalten. Die Berufung ist, sofern nicht

bereits in der Berufungsschrift erfolgt, binnen zwei Monaten nach Zustellung dieses Urteils schriftlich oder

in elektronischer Form gegenüber dem Landgericht Leipzig zu begründen. Die Parteien müssen sich vor

dem Landgericht Leipzig durch einen Rechtsanwalt vertreten lassen, insbesondere müssen Berufungs'

und Berufungsbegründungsschrift von einem solchen unterzeichnet sein. Mit der Berufungsschrtft soll ei-

ne Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift des angefochtenen Urteils vorgelegt werden.

2. Soweit in diesem Urteil der Streitwert festgesetzt wurde, ist gegen diesen Beschluss das Rechtsmittel

der Beschwerde ftir jede pqrJ"i,.qg'ösrchdiesen Bes{rluss in ihren Rechten benachteiligt ist, zulässig,

&r"*" a-'
wenn der Wert des Bescnwerffinstandbs 200 € übercteigt'

Die Beschwerde ist sofrtiftlich

tt
t

i
rcf*Fddärung

ten näher beschri"oenq,öl*r.onioioää"Form beim Amtsgericht Leipzig, Bernhard-Göring-straße 64,

Op11sLeipzig einzulegen. Die Beschwerdeschrift ist zu untezeichnen. Die Erklärung über die Beschwer-

de kann auch zu protokoll der Geschäftsstelle eines jeden anderen Amtsgerichts abgegeben werden, wo-

bei die Beschwerdefrist nur dann als gewahrt gilt, wenn die Erklärung rechEeitig beim Amtsgericht Leip-

zig eingeht. Die Beschwerdeschrift muss die Bezeichnung des Beschlusses, gegen den sie gerichtet ist'

sowie die Erklärung, dass gegen diesen Beschluss Beschwerde eingelegt werde, enthalten' Die Gerichts-

sprache ist deutsch.

Beschwerdefrist: Die Beschwerde muss binnen sechs Monaten nach Rechtskraft der Hauptsache oder

deren anderweitiger Erledigung bei dem Amtsgericht Leipzig eingegangen sein. lst der streitwert später

als einen Monat vor Ablauf dieser Frist festgesetzt worden, muss sie innerhalb eines Monats nach Zustel-

lung oder formloser Mitteilung des Festsetzungsbeschlusses bei dem Amtsgericht Leipzig eingegangen

sein. lm Fall der formlosen Mitteilung gilt der Beschluss mit dem dritten Tage nach Aufgabe zur Post als

bekannt gemacht.

zu Protokoll der Geschäftsstelle oder in der weiter un-
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ten näher beschriebenAei†1“§~felelçtronisohf:n'ii“Form beim Amtsgericht Leipzig, Bernhard-Göring-Straße 64,

N ı;_.- ' -

04275 Leipzig einzulegen. Die Beschwerdeschrift ist zu unterzeichnen. Die Erklärung über die Beschwer-
de kann auch zu Protokoll der Geschäftsstelle eines jeden anderen Amtsgerichts abgegeben werden, wo-
bei die Beschwerdefrist nur dann als gewahrt gilt, wenn die Erklärung rechtzeitig beim Amtsgericht Leip-
zig eingeht. Die Beschwerdeschrift muss die Bezeichnung des Beschlusses, gegen den sie gerichtet ist,
sowie die Erklärung, dass gegen diesen Beschluss Beschwerde eingelegt werde, enthalten. Die Gerichts-
sprache ist deutsch.

Beschwerdefrist: Die Beschwerde muss binnen sechs Monaten nach Rechtskraft der Hauptsache oder
deren anderweitiger Erledigung bei dem Amtsgericht Leipzig eingegangen sein. Ist der Streitwert später
als einen Monat vor Ablauf dieser Frist festgesetzt worden, muss sie innerhalb eines Monats nach Zustel-
lung oder formloser Mitteilung des Festsetzungsbeschlusses bei dem Amtsgericht Leipzig eingegangen
sein. lm Fall der formlosen Mitteilung gilt der Beschluss mit dem dritten Tage nach Aufgabe zur Post als
bekannt gemacht.

Seite 11
_ _

* '.› .. Ä - . - _ ' I ` ' ` _' '-

.;-~ ' ~'~ -›' - ' . .mn .



3. Die oben genannten Rechtsbehelfe können,auch als elektronische Dokumente eingereicht werden. Die

elektronischen Dokumente müssen ftir die Bearbeitung durch das Gericht gem. $$ 2 und 5 der Elektroni-

scher-Rechtsverkehr-Verordnung (ERW) geeignet sein. Sie müssen entweder mit einer qualifizierten

elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein und gemäß S 4 ERW übermittelt wer-

den, wobei mehrere elektronische Dokumente nicht mit einer gemeinsamen elektronischen Signafur über-

mittelt werden dürfen oder von der verantwortenden Person signiert und auf einem der sicheren Übermitt-

lungswege, die in $ 130a der Zivilprozessordnung abschließend aufgeführt sind, eingereicht werden.

\
Schick
Richter am Amtsgericht

ür den ung mit der Urschrift:

eipzig, 28.12

Ju
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